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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Bericht zu übernehmen: 

1. ist der Ansicht, dass die EU die derzeitige Wirtschafts- und Sozialkrise nur dann 

überwinden und ihre künftige Wettbewerbsfähigkeit in einer globalisierten Welt 

gewährleisten kann, wenn die in der Strategie Europa 2020 dargelegten Ziele – 

Verwirklichung eines intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstums – erfüllt 

werden; hält es für wesentlich, dass der Haushaltsplan der Union reformiert wird, damit 

der Finanzbedarf in Verbindung mit der Bewältigung der Herausforderungen des 

21. Jahrhunderts darin besser erkennbar wird; 

2. begrüßt den Vorschlag der Kommission, ein faireres, einfacheres und transparenteres 

System der Eigenmittel einzuführen, mit dem der Anteil der Eigenmittel im Haushaltsplan 

der EU bis spätestens 2018 um bis zu 60 % erhöht werden würde; unterstützt 

uneingeschränkt den Vorschlag der Kommission, ab 2014 eine EU-weite 

Finanztransaktionssteuer als Eigenmittelquelle der EU einzuführen; 

3. vertritt die Auffassung, dass der Haushaltsplan der Union ein wirksames Instrument zur 

Unterstützung von Reformen sein kann, wenn die Ausgaben der EU auf Bereiche 

konzentriert werden, die dem Wirtschaftswachstum Impulse verleihen, wie Innovation, 

Forschung und Entwicklung; 

4. hebt hervor, dass mehreren Bereichen – unter anderem Innovation, Forschung und 

Entwicklung, strategische Investitionen in die Infrastruktur der transeuropäischen 

Verkehrsnetze und Außenpolitik – Priorität gegenüber anderen Bereichen eingeräumt 

werden muss, um den politischen und wirtschaftlichen Herausforderungen der Gegenwart 

und der Zukunft zu begegnen; 

5. betont, dass eines der wichtigsten Ziele der EU darin besteht, ihre Wettbewerbsfähigkeit 

zu fördern und die Umwandlung in eine weltweit führende wissensgestützte Wirtschaft zu 

erleichtern; hebt hervor, dass dieser Prozess mit dem nächsten MFR in allen 

Politikbereichen der EU unterstützt werden sollte; 

6. erachtet den Haushaltsplan der EU als besonders wichtiges Instrument im Hinblick auf die 

Verwirklichung der gemeinsam vereinbarten Ziele der Strategie Europa 2020; betont, dass 

ein intelligenter und moderner Haushalt angestrebt werden muss, bei dem die wichtigsten 

politischen Ziele der Union als Prioritäten festgelegt werden, was insbesondere für 

Bereiche gilt, die Wachstum schaffen – und nicht ein großer Haushaltsplan, der alles 

umfasst; ist der Ansicht, dass der Einsatz von Finanzmitteln der EU – wenn er richtig 

konzipiert wird – tatsächlich Maßnahmen mit eindeutigem EU-Mehrwert, die die 

Mitgliedstaaten auf sich allein gestellt nicht durchführen können, auslösen und 

beschleunigen sowie darüber hinaus Synergie- und Komplementaritätseffekte mit den 

Aktivitäten der Mitgliedstaaten schaffen kann, indem ihnen Hilfestellung dabei geleistet 

wird, den Schwerpunkt auf zukunftsorientierte Investitionen in Schlüsselbereiche zu 

legen; begrüßt deshalb den Vorschlag der Kommission, die für die EU-Programme in den 

Bereichen Forschung, Innovation, Wettbewerbsfähigkeit, KMU und Infrastruktur 
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verfügbaren Finanzmittel im Vergleich zum laufenden MFR für den Zeitraum 2007–2013 

aufzustocken; ist fest davon überzeugt, dass die vorgeschlagenen Finanzzuweisungen ein 

absolutes Minimum darstellen, und warnt entschieden vor der Versuchung seitens einiger 

Mitgliedstaaten, hier Kürzungen vorzunehmen, da dies die Glaubwürdigkeit der EU und 

ihr politisches Engagement zugunsten von Wachstum und Arbeitsplätzen gefährden 

würde; hält es gleichzeitig für dringend geboten, im Haushaltsplan für genügend 

Flexibilität zu sorgen, damit die Haushaltsmittel auf angemessene Weise mit den sich 

wandelnden Umständen und Prioritäten in Einklang gebracht werden können; 

7. fordert eine umfassende Überprüfung der Ausgaben des gegenwärtigen MFR mit dem 

Ziel, zum einen die Ausgaben, die für die Verwirklichung der politischen Ziele der Union 

von wesentlicher Bedeutung sind, sowie zum anderen diejenigen, die weniger maßgeblich 

sind, zu bestimmen und dabei anzustreben, 30 % der Ausgaben von nicht mehr relevanten 

Bereichen in solche mit hoher Priorität umzuleiten und auf diese Weise finanzielle 

Ressourcen für andere Bereiche freizusetzen; 

8. erachtet es insbesondere als notwendig, die Finanzierung von Forschung, Entwicklung 

und Innovation in der EU zu fördern, zu stimulieren und sicherzustellen, indem die 

entsprechenden Ausgaben im MFR 2014–2010 für das Programm Horizont 2020 

beträchtlich aufgestockt und die Finanzierungsverfahren radikal vereinfacht werden, 

während gleichzeitig strikt am Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsführung 

festgehalten wird;  

9. ist davon überzeugt, dass die Mittel von Horizont 2020 im Einklang mit den Prioritäten 

der Strategie Europa 2020 stehen und als Katalysator für Tätigkeiten zur Steigerung des 

EU-Mehrwerts, eine bessere Rationalisierung der öffentlichen Mittel der EU und die 

Verstärkung der Hebelwirkung privater Mittel verwendet werden sollten; vertritt die 

Auffassung, dass ein Mindestsatz von 15 % der Haushaltsmittel von Horizont 2020 für 

KMU zweckbestimmt werden muss; 

10. hebt den Mehrwert der EU-Programme zugunsten der KMU hervor, die sich als sehr 

nützlich bei der Unterstützung der Bemühungen der Mitgliedstaaten erwiesen haben, in 

einer Zeit einer tiefen Wirtschaftskrise den Zugang von KMU zu 

Finanzierungsmöglichkeiten und Auslandsmärkten sicherzustellen; ist der Ansicht, dass 

ein besserer, vereinfachter und zentralisierter Zugang zu Finanzmitteln in Zukunft für alle 

Wirtschaftsteilnehmer in der EU verfügbar sein sollte; vertritt die Auffassung, dass der 

Einsatzbereich der entsprechenden Finanzinstrumente ausgeweitet werden und sämtliche 

Phasen des Geschäftszyklus abdecken sollte; 

11. ist zutiefst davon überzeugt, dass die dem Programm für die Wettbewerbsfähigkeit von 

Unternehmen und für KMU (COSME) zugewiesenen Finanzmittel verdoppelt oder 

zumindest beträchtlich aufgestockt werden müssen; 

12. ist der Ansicht, dass die Entwicklung einer neuen Generation von nachhaltigen 

Energiesystemen in der EU erhebliche Investitionsanstrengungen in Forschung und 

Entwicklung im Bereich Energie erfordern wird; hält es deshalb für notwendig, die 

Finanzmittel für Forschung und Technologieentwicklung aufzustocken und an den 

Demonstrationsvorhaben im Bereich Energie festzuhalten; fordert, das von der 

Exekutivagentur für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation verwaltete „Programm 
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intelligente Energie – Europa“ weiterhin mit Mitteln auszustatten und die 

Mittelausstattung darüber hinaus anzuheben; fordert die uneingeschränkte Umsetzung des 

bereits angenommenen Europäischen Strategieplans für Energietechnologie (SET); fordert 

die Kommission und den Rat auf, die Finanzierung des Plans im Rahmen des MFR 2014–

2020 zu klären; fordert die Kommission und den Rat auf, dafür zu sorgen, dass für die 

Entwicklung intelligenter Energienetze Finanzmittel in angemessener Höhe bereitgestellt 

werden; 

13. erachtet es als sehr wichtig, Finanzmittel in ausreichender Höhe für die Mitgliedstaaten 

bereitzustellen, die im Rahmen ihrer Verhandlungen über den Beitritt zur EU die 

Verpflichtung eingegangen sind, Kernreaktoren abzuschalten und anschließend 

stillzulegen, zumal diese frühzeitige Abschaltung eine außergewöhnliche finanzielle 

Belastung für die betroffenen Mitgliedstaaten dargestellt hat; 

14. hebt hervor, dass großangelegte Infrastrukturvorhaben (wie ITER und GMES) von 

strategischer Bedeutung sind, was die künftige Wettbewerbsfähigkeit der EU und die 

Stärkung der Wirtschaft in der EU anbelangt; ist der Ansicht, dass ihre Finanzierung im 

Haushaltsplan der EU auf der Grundlage eines völlig eigenständigen und umfassenden 

mehrjährigen Haushaltsplans außerhalb des MFR (über die Obergrenzen des MFR hinaus) 

sichergestellt werden könnte, während Verbesserungen auf dem Gebiet der Steuerung von 

industriellen Vorhaben weiterhin den Vorschriften des EU-Vertrags unterliegen sollten; 

betont, dass Mehrkosten bei der Durchführung eines dieser Vorhaben in einer Weise 

abgedeckt werden sollten, die die Finanzierung und die erfolgreiche Umsetzung anderer 

Maßnahmen der Union oder großangelegter Vorhaben, die zur Verwirklichung der Ziele 

der Strategie Europa 2020 beitragen, nicht gefährdet; 

15. vertritt die Auffassung, dass im gegenwärtigen Kontext des Sparzwangs bei den 

öffentlichen Haushalten die Hebelwirkung anderer Finanzierungsquellen unbedingt 

notwendig ist, um die langfristigen Investitionen zu tätigen, die zur Verwirklichung der 

Strategie Europa 2020 notwendig sind; ist zutiefst davon überzeugt, dass der EU-

Mehrwert insbesondere durch die Unterstützung von risikoträchtigen, kostspieligen und 

langfristigen Programmen entsteht, die über die Möglichkeiten der einzelnen 

Mitgliedstaaten hinausgehen; fordert deshalb Maßnahmen der EU, um die 

Investitionsrisiken bei großangelegten Tätigkeiten zu verringern und unter anderem 

Investitionsvorhaben in die europaweite Energie- und IKT-Infrastruktur zu entwickeln; 

begrüßt in dieser Hinsicht die Einleitung der Pilotphase der Initiative für projektbezogene 

EU-Anleihen im Zeitraum 2012–2013 und den Vorschlag der Kommission zur Fazilität 

Connecting Europe (CEF) als erste Schritte in diese Richtung; empfiehlt, dass die 

Kommission die kumulativen Auswirkungen neuer oder geänderter Rechtsvorschriften auf 

die langfristigen Investitionen des Privatsektors überwacht und überprüft und dabei dafür 

sorgt, dass Investitionshemmnisse rasch beseitigt werden; hält es für notwendig, die 

Infrastrukturfazilität CEF mit angemessenen Mitteln auszustatten, damit deren 

Durchführung sichergestellt ist, unter anderem mit den Zielen, die Energieversorgung 

Europas zu sichern, den EU-Energiebinnenmarkt – mit Hilfe der Diversifizierung der 

einzelnen Versorgungsquellen – zu verwirklichen und zu einer nachhaltigen Entwicklung 

beizutragen; 

16. ist jedoch der Ansicht, dass eingehendere Überlegungen erforderlich sind, um die 
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Unterstützung für langfristige Investitionen in der EU zu verbessern; erachtet es als 

notwendig, auf den EU-Haushaltsplan gestützte Finanzinstrumente zur Risikoteilung zu 

entwickeln und zu fördern und durch sie die Finanzierung von Investitionen in prioritäre 

Bereiche zu erleichtern, so dass eine breitere und stärker differenzierte Palette von 

Vorhaben mit unterschiedlichen Risikograden erfasst wird (Ansatz des „Projektpakets“); 

ist davon überzeugt, dass Synergie- und Komplementaritätseffekte zwischen EU-

Regelungen und einzelstaatlichen Regelungen angestrebt werden sollten, um das 

Wachstumspotenzial solcher Instrumente zu optimieren; hebt hervor, dass diese 

Instrumente mit klaren und transparenten Kriterien für die Förderfähigkeit und Auswahl 

der Vorhaben ausgestattet werden müssen; 

17. betont mit Nachdruck, dass die Reinvestition der Erträge (Rückflüsse) als Grundsatz für 

alle innovativen Finanzinstrumente gelten sollte; hebt hervor, dass dieses Rotationsprinzip 

nicht nur Einsparungen bei den öffentlichen Finanzen mit sich bringt, sondern die 

Hebelwirkung und den Multiplikatoreffekt dieser Instrumente stärkt, was schließlich dazu 

beiträgt, für mehr Investitionen in die Wirtschaft zu sorgen; 

18. betont, dass Interoperabilität und Synergien zwischen der Kohäsionspolitik und den 

spezifischen Programmen (wie Horizont 2020, COSME, CEF) ermöglicht und gefördert 

werden müssen; ist davon überzeugt, dass eine Kumulation bzw. eine Kombination von 

Finanzmitteln gefördert werden sollte, um die Inanspruchnahme der verfügbaren EU-

Mittel in sämtlichen Mitgliedstaaten und damit ihre Mitwirkung an allen spezifischen 

Programmen zu optimieren und auf dem Gebiet der EU in ihrer Gesamtheit eine 

ausgewogenere Wirtschaftsentwicklung zu verwirklichen. 

19. hält es insbesondere für geboten, die Finanzierung des Programms „Erasmus für 

Jungunternehmer“ im mehrjährigen Finanzrahmen für die Jahre 2014–2020 fortzuführen; 

stellt fest, dass das Programm darauf abzielt, das Unternehmertum in der EU zu fördern, 

Wissen und bewährte Verfahren auszutauschen sowie zweckdienliche Netzwerke und 

Partnerschaften aufzubauen; 

20. hebt hervor, dass eine Aufstockung der operativen Haushaltsmittel mit einer 

ausreichenden Anhebung des Verwaltungshaushalts einhergehen muss, damit die EU-

Programme erfolgreich durchgeführt werden können. 
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